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Sternzeichen gerupfte Nebelkrähe

Ethnologische Museen müssen 
einen inneren Dauerkonflikt be-
wältigen: Per Definition ist ihre 

Existenz verwoben mit der gewaltvollen 
Geschichte der Kolonialmächte und der 
Unterdrückung, Versklavung und Er-
mordung indigener Bevölkerungen, aus 
denen die völkerkundlichen Sammlun-
gen zu großen Teilen hervorgegangen 
sind. Sicher, Teile der oft unüberschau-
baren Bestände stammen manchmal aus 
mit großer Ernsthaftigkeit durchgeführ-
ten wissenschaftlichen Forschungsrei-
sen; meistens waren sie jedoch die Beute 
skrupelloser Trophäensammler oder das 
Resultat militärischer Strafexpeditionen, 
Hinrichtungen oder bewaffneter Raub-
züge.

Inzwischen gehört die kritische Auf-
arbeitung der kolonialen Vergangenheit 
zum Glück zum Selbstverständnis sol-
cher Häuser dazu, auch wenn – wie der 
Aufbau des Berliner Humboldt-Forums 
zeigt – es in dieser Hinsicht an manchen 
Orten noch viel nachzuholen gibt. Mitt-
lerweile darf man zu recht erwarten, dass 
die Präsentation von Kunst und Kultur-
gütern aus Ozeanien, Asien oder Afri-
ka von einer kritischen Betrachtung der 
Umstände begleitet wird, unter denen 
die Stücke den Weg über den Ozean an-
getreten haben. Im Idealfall führen die 
Museen selbst exemplarisch diese Aus-
einandersetzung um koloniale Raubgü-
ter und um deren mögliche Rückgabe, 
suchen aktiv die Konfrontation mit der 
Geschichte des europäischen Kolonialis-
mus und nach Möglichkeiten, hier neue 
Debatten anzustoßen. Sie präsentieren 
sich daher zum Glück auch nicht mehr 
stolz als exotische Schatzkammern, son-
dern verstehen sich als Diskurszentren 
für die Neubetrachtung kolonialer Ge-
schichtsschreibung.

Einen ausgesprochen ehrgeizigen 
Versuch in diese Richtung unternimmt 

das Kölner Rautenstrauch-Joest-Muse-
um – immerhin im Besitz der viertgröß-
ten deutschen Sammlung an nigeriani-
schen Benin-Bronzen und mit seinen 
65.000 Objekten eine der bedeutendsten 
ethnografischen Sammlungen hierzu-
lande. Der Versuch nun ist die groß an-
gelegte Ausstellung »Resist! Die Kunst 
des Widerstands«. Mit diesem dem 
Schlachtruf der Aufbegehrenden folgen-
den Unterfangen kehrt das Museum die 
Perspektive der kolonialen Plünderung 
unmittelbar um und beleuchtet ein hal-
bes Jahrtausend antikolonialer Gegen-
wehr im globalen Süden.

Sechs Frauen  – Künstlerinnen, Ku-
ratorinnen, Aktivistinnen – wurden ein-
geladen, eigene Räume für die Schau zu 
kuratieren, die jeweils unter einem Mot-
to stehen: Es geht um Freiheitskämpfe, 
Aufstände und Proteste, um leisere und 
verdeckte Versuche, sich dem Zugriff 
kolonialer Herrschaft zu entziehen, etwa 
Verweigerung und Subversion. So kann 
Raum für neue, vielstimmige Erzählun-
gen entstehen, die eine Geschichtsschrei-
bung von unten erlauben. Verschüttetes 
wird sichtbar, und aus solcherart narra-
tiver Selbstbestimmung erwächst eine 
mögliche Neudeutung und Neuschrei-
bung als leidvoll erfahrene Geschichte.

Arbeiten des senegalesischen Foto-
grafen Omar Victor Diop etwa präsen-
tieren Intellektuelle und Politiker des af-
rikanischen Kontinents, die Widerstand 
geleistet haben, deren Errungenschaf-
ten und Einfluss aber in Vergessenheit 
geraten sind. Die großformatigen, ge-
spenstisch anmutenden Druckgrafiken 
der kubanischen Künstlerin Belkis Ay-
ón Manso zeugen von einer intensiven 
Auseinandersetzung mit Mythen und 
Traditionen. Mansos persönliches Wi-
derstandspotential war tragischerweise 
allzu früh erschöpft, als sie sich, 32 Jahre 
jung, das Leben nahm. In wörtlichem 

Sinne erkundet der französisch-algeri-
sche Künstler Kader Attia die Wunden 
der Vergangenheit. »Scars remind us that 
our past is real«, heißt eine fotografische 
Arbeit von ihm aus dem Jahr 2015, auf 
der die in die Rinde eines Baumes ge-
ritzten Narben zu sehen sind. In seinem 
»Broken Mirror« (2017) hat Attia einen 
zerbrochenen Spiegel mit Draht grob 
zusammengenäht. Die deutlich sichtbare 
Reparatur hebt historische Verletzungen 
aus dem Schweigen heraus. Anstatt den 
Schmerz zu verdrängen, eignet sich der 
Künstler das beschädigte Objekt neu an, 
umsorgt die sichtbaren Bruchstellen und 
klagt Erinnerung ein, anstatt sie zu über-
decken oder zu entsorgen.

Der Kolonialismus, sagt die in Berlin 
lebende Künstlerin und Theoretikerin 
Grada Kilomba, sei »wie ein Gespenst, 
das unsere Gegenwart und unsere Zu-
kunft ständig heimsucht«. Er hat nie auf-
gehört, die Auswirkungen von Sklaverei 
und Unterdrückung sind längst nicht in 
der Geschichte geborgen. Ihre Spuren 
leben im kollektiven und individuellen 
Gedächtnis der davon betroffenen Men-
schen fort. Aktivistinnen und Aktivisten 
des postmigrantischen Kölner In-Haus 
e. V. klagen dementsprechend in die-
ser äußerst sehenswerten Ausstellung 
auch den gegenwärtigen Rassismus in 
Deutschland an. So fällt letztlich der 
Kunst die Aufgabe zu, tiefere Bedeu-
tungsschichten zu erschließen, die hart 
und unversöhnlich in die Gegenwart hi-
neinragen, erhellende Kontexte herzu-
stellen und so auch für die historischen 
Objekte der ethnologischen Sammlung 
mit Hilfe erweiterter Bezüge neue, wi-
derständige Lektüren zu eröffnen.

»Resist! – Die Kunst des Wider-

stands«: Rautenstrauch-Joest- 

Museum, Cäcilienstraße 29–33, 

50667 Köln, bis 5. September

Am 6. Juni ist es soweit: In 
Sachsen-Anhalt wird gewählt. 
Und diese Landtagswahl wird 

nicht nur über die Zukunft der Afgha-
nistan-Koalition in Magdeburg ent-
scheiden. Als letzter großer Urnengang 
vor der Bundestagswahl im Herbst wird 
sie zeigen, ob der rheinische Frohsinn 
auch im Osten begeistern kann.

Entsprechend hart wird um die Wäh-
lergunst gerungen. Die CDU plakatiert 
die aussagekräftige, weil geschwungene 
Deutschlandfahne, die Grünen haben 
sich in diesem Jahr überraschend für 
das Motiv »Sonnenblume« entschie-
den, und die AfD wirbt sogar mit dem 
Sexappeal von Sahra Wagenknecht. 
Verkehrte Welt? In einem Land, in dem 
die CDU für den puren Machterhalt 
sowohl mit der AfD als auch mit den 
Linken liebäugelt, ist alles möglich. So-
gar, dass der bayrische Prinzregent und 
die Moorleiche aus dem Sauerland zur 
Stippvisite in Oebisfelde-Weferlingen 
vorfahren.

Ungeachtet der drohenden Straßen-
kämpfe ist das politische Spielfeld 
äußerst überschaubar. Auf der einen 

Seite Ministerpräsident Reiner Hase-
loff, Sternzeichen gerupfte Nebelkrähe. 
Zwischen AfD und Linken hat er seine 
Koalition der Übriggebliebenen aus 
CDU, SPD und Grünen fünf Jahre lang 
mühsam zusammengehalten. Große 
politische Würfe waren bei dieser Poli-
tik des kleinsten gemeinsamen Nenners 
nicht drin. Zwar gibt es in der Altmark 
immer noch kein fließend Wasser, aber 
immerhin konnte Reiner »Ich nehme 
ein E« Haseloff die Zwangsauflösung 
des chronisch klammen Bundeslandes 
bislang verhindern. Als bekennender 
Söder-Fan umarmt er vor jedem Wahl-
kampfauftritt eine deutsche Eiche, um 
sich Kraft für die Herkulesaufgabe Wie-
derwahl zu holen.

Auf der anderen Seite vier Frauen: 
Die Linke Eva von Angern und die 
SPDlerin Katja Pähle kämpfen um den 
Erhalt der Zweistelligkeit, den die Grü-
ne Cornelia Lüddemann erst noch errei-
chen will. Aber sie ist mehr Künast als 
Habeck und wirkt recht weltfremd in 
einem Land, in dem sich Umweltschutz 
auf die Flutung von Tagebaurestlöchern 
beschränkt.

Die vierte Frau ist die Liberale Lydia 
Hüskens. Sie will die FDP wieder in 
den Landtag führen, macht aber alles 
falsch. Zum einen kommt sie als einzi-
ge Spitzenkandidatin aus dem Westen. 
Zum anderen wohnt sie in Magdeburg 
und arbeitet in Halle – angesichts der 
offenen Konkurrenz der beiden Städte 
ein klassischer Anfängerfehler. Unter-
stützung von Partei-Phallus Christian 
Lindner gibt es trotzdem, »weil Frauen 
eben … (sexistischen Spruch bitte ein-
setzen).«

Bleibt noch die AfD, die auf Oliver 
Kirchner setzt, der zum ganz rechten 
Geflügel gerechnet wird. Er darf davon 
ausgehen, dass seine Truppe genauso 
stark wie bisher in den Landtag ein-
marschiert.

Gerade weil die Fronten zwischen 
rechts und links erstarrt sind und die 
Coronakrise eher zum Nichtwählen 
als zum Meinungswechsel zu verleiten 
scheint, wird wohl alles so bleiben wie 
bisher. Reiner »the Hoff« Haseloff darf 
weiter zusammenhalten, was nicht zu-
sammen sein will.

 Bernhard Spring

Der Schmerz und  
seine Spuren
Die Kölner Ausstellung »Resist!« widmet sich Strategien 
des antikolonialen Widerstands. Von Hannes Klug
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 B
ezahlbarer Wohnraum ist Man-

gelware. »Eine zunehmende 

Zahl von Mietern kann die Mie-

te nur noch schwer oder gar nicht bezah-

len«, sagte der Präsident des Deutschen 

Mieterbunds, Lukas Siebenkotten, am 

Donnerstag anlässlich des 12. Woh-

nungsbautags in Berlin. Notwendig sei 

der Bau von mindestens 80.000 So-

zialwohnungen pro Jahr, erklärte der 

Mieterbund gemeinsam mit Verbän-

den der Bau- und Wohnungsbranche 

sowie der IG BAU. Dem Bündnis zu-

folge fehlen bundesweit insgesamt rund 

630.000 Wohnungen. 

 Unterdessen ziehen die Preise vor 

allem in Großstädten weiter an – 

auch während der Coronapandemie. 

Für eine Bestandswohnung verlang-

ten Vermieter bei der Neuvermietung 

nach Daten des Portals »Immobilien-

scout 24« im März 7,18 Euro kalt je 

Quadratmeter – drei Prozent mehr 

als im Jahr zuvor. Bei Neubauwoh-

nungen waren es 9,58 Euro, ein Plus 

von rund fünf Prozent, wie das Unter-

nehmen am Donnerstag mitteilte. 

 Auch kleine Hürden für Immobi-

lienhaie wie der Berliner Mietendeckel 

werden kassiert. Das Bundesverfas-

sungsgericht hatte das Landesgesetz am 

15. April kurzerhand für nichtig erklärt. 

Mit Folgen: Tausenden Mietern in der 

Hauptstadt drohen Nachzahlungen. Wie 

der  Tagesspiegel  am Mittwoch berichte-

te, wurde eine Familie im Bezirk Mitte 

nur wenige Tage später aufgefordert, die 

Wohnung zu räumen. Nachforderungen 

in Höhe von mehr als 1.600 Euro seien 

nicht beglichen worden. Der Fall ver-

deutlicht die soziale Spaltung in der 

Stadt. Profiteur und Miteigentümer 

des Hauses ist kein geringerer als der 

Milliardär und Vorstandschef des Axel-

Springer-Konzerns Mathias Döpfner. 

Erst nach öffentlichem Druck habe der 

Vermieter die Kündigung zurückge-

nommen – auch das gibt es in Berlin. 

 Die Bundesregierung stellt sich 

schützend vor Döpfner und Co. Vor 

einem Jahr hatte Innenminister Horst 

Seehofer (CSU) angekündigt, Kom-

munen sollten mit der Erweiterung 

kommunaler Vorkaufsrechte und der 

Umwandlungsbegrenzung von Miet- in 

Eigentumswohnungen unterstützt wer-

den. Diese seien im Ergebnis aber deut-

lich »entschärft« worden, kritisierte der 

Deutsche Mieterbund am Mittwoch. 

Nun könnten die Länder »nach Gus-

to« festlegen, für welche Art Mietshäu-

ser die Beschränkung gelte. Denn das 

Gesetz ermögliche eine generelle Be-

freiung von der Genehmigungspflicht 

bei einer Wohnungsanzahl »zwischen 

drei und 15, um ›Kleinvermieter‹ zu 

schützen«, kritisierte der Verband. Fak-

tisch würden dadurch Mieter in ange-

spannter Lage, wenn sich viele Woh-

nungen in kleineren Häusern befänden, 

weiter verdrängt. 

 Der Zentralverband des Deutschen 

Baugewerbes ist unterdessen zufrieden 

mit der Leistung der Bundesregierung 

und freut sich über den Boom am Bau. 

Das Ziel, 1,5 Millionen neue Wohnun-

gen zu errichten, sei zwar verfehlt wor-

den, sagte Hauptgeschäftsführer Felix 

Pakleppa. Jedoch seien 1,2 Millionen 

»schon ein ganz respektables Ergeb-

nis«. 
 Janine Wissler, Kovorsitzende der 

Partei Die Linke, die am Wohnungs-

bautag an einer Podiumsdiskussion 

teilnahm, kritisierte am Donnerstag 

gegenüber  jW : »Auch in diesem Jahr 

wurde beim Wohnungsbautag wieder 

klar – wir brauchen mehr bezahlbaren 

Wohnraum.« Seit Jahren ändere sich 

daran praktisch nichts, denn seit Jahren 

werde kein politischer Versuch unter-

nommen, die Schaffung von Wohn-

raum nicht einfach dem Markt zu 

überlassen. »Bauen, bauen, bauen im 

Hochpreissegment hilft da nicht. Wir 

brauchen neben der Schaffung von be-

zahlbarem Wohnraum in öffentlicher 

und genossenschaftlicher Hand einen 

Mietendeckel, und zwar bundesweit«, 

forderte Wissler.     

Duque lässt weiter schießen

WWW.JUNGEWELT.DE

   China weist Kritik der 

G-7-Außenminister zurück 

     Beijing.  Die Volksrepublik China hat 

die Kritik der G-7-Außenminister 

als »grundlose Beschuldigungen« 

zurückgewiesen. Die Außenminister 

hätten sich in Chinas innere Angele-

genheiten eingemischt und »Schritte 

rückwärts gemacht, um eine Block-

politik zu verfolgen«, sagte der Spre-

cher des Außenministeriums, Wang 

Wenbin  (Foto) , am Donnerstag vor 

der Presse in Beijing. »Hongkong, 

Tibet und Xinjiang sind alles Chinas 

innere Angelegenheiten.« Die »G 7« 

hatte am Vortag zum Abschluss ihres 

Außenministertreffens in London in 

einer Erklärung unter anderem die 

angebliche Verfolgung der musli-

mischen Minderheit der Uiguren in 

Xinjiang kritisiert. Chinas Außen-

amtssprecher sagte, die Gruppe der 

sieben solle sich besser um die Er-

holung der Weltwirtschaft kümmern 

und »Entwicklungsländern« helfen, 

anstatt Konflikte in der »internatio-

nalen Gemeinschaft« zu schüren. 
(dpa/jW) 

           BRD für neue

EU-Eingreiftruppe 

     Brüssel.  Zusammen mit etwa einem 

Dutzend EU-Mitgliedstaaten hat 

sich die Bundesrepublik für die 

Einrichtung einer schnellen militäri-

schen Eingreiftruppe ausgesprochen. 

Nach ersten Überlegungen solle eine 

rund 5.000 Soldaten starke Einheit 

geschaffen werden, bestätigten Dip-

lomaten am Donnerstag am Rande 

eines Treffens der EU-Außenminis-

ter. Eine Einsatzmöglichkeit könnte 

demnach die Unterstützung von 

Regierungen befreundeter Staaten 

im Kampf gegen »Terroristengrup-

pen« darstellen. Bereits bestehende 

»Krisenreaktionskräfte« könnten 

in die neue Einheit integriert wer-

den. Sie bestehen derzeit aus zwei 

Kampfgruppen mit jeweils rund 

1.500 Soldaten, die wechselnd von 

verschiedenen EU-Staaten zur Ver-

fügung gestellt werden. Seit Mitte 

vergangenen Jahres hatte die BRD 

eine der »Battlegroups« mit einer 

Beteiligung von rund 2.500 Bundes-

wehr-Soldaten geführt.  (dpa/jW) 

Die Mieten für Neubauwohnungen 

sind im vergangenen Jahr um mehr 

als fünf Prozent gestiegen
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Viele Tote nach Protesten in Kolumbien. Rechte Regierung zu Rücktritt aufgefordert

 E
ine Woche nach dem Beginn 

der Proteste in Kolumbien 

haben sich am Mittwoch 

(Ortszeit) erneut Tausende Men-

schen in mehreren Städten des Lan-

des versammelt. Unter anderem 

in der Hauptstadt Bogotá sowie in 

Medellin und Cali gab es Demons-

trationen gegen die Gesundheits-, 

Sicherheits- und Bildungspolitik der 

rechten Regierung und das gewalt-

same Vorgehen der Einsatzkräfte. 

In Bogotá forderten Demonstranten 

den Rücktritt von Präsident Ivan 

 Duque. 

 Tausende Menschen versammelten 

sich im Zentrum der Hauptstadt na-

he des Präsidentenpalastes, die meis-

ten von ihnen mit Masken gegen die 

Ausbreitung des Coronavirus. Die 

Polizei hinderte eine Gruppe von 

Demonstranten daran, ins Kongressge-

bäude vorzudringen. In der zweitgröß-

ten Stadt Medellin im Nordosten des 

Landes hatten sich bis zum Vormittag 

rund 8.000 Menschen versammelt und 

skandierten Parolen gegen Duques 

Ziehvater, den ultrarechten Expräsiden-

ten Alvaro Uribe. In Cali im Südwesten 

Kolumbiens waren am Mittwoch wei-

terhin zahlreiche Straßen blockiert, was 

zu Treibstoffmangel führte. Mehrere 

tausend Angehörige indigener Gruppen 

schlossen sich dem Protest an. 

 Die Einsatzkräfte gingen mit extre-

mer Härte gegen die Demonstranten 

vor. Neben der Polizei sind auch Sol-

daten im Einsatz. Offiziellen Anga-

ben zufolge wurden bisher mindes-

tens 24 Menschen getötet, darunter 

ein Polizist. Die Nichtregierungs-

organisation »Temblores« gab die 

Zahl der Toten mit 37 an. Hunderte 

Menschen wurden verletzt, 89 als ver-

misst gemeldet. 

 Unterdessen hat Präsident Duque am 

Mittwoch jeweils 2.000 US-Dollar Be-

lohnung für Hinweise bezüglich »Van-

dalismus« während der laufenden Pro-

teste ausgesetzt. Wie der lateinamerika-

nische Sender  Telesur  online berichtete, 

sagte der Staatschef, hinter dem »ex-

tremen Vandalismus und städtischen 

Terrorismus« würden »Drogenbanden« 

stecken. Internationale Organisatio-

nen wie der Lateinamerikanische Rat 

der Sozialwissenschaften warnten am 

Mittwoch hingegen vor »Staatsterroris-

mus«.  
(AFP/jW)   

 Siehe Seite 2   

wird herausgegeben von 

2.512 Genossinnen und 

Genossen (Stand 6.5.2021)

■ www.jungewelt.de/lpg

4 7 9 12

IM
A

G
O

 IM
A

G
E

S
/K

Y
O

D
O

 N
E

W
S

4 198625 901904

50018

Boom für Immobilienhaie
Trotz Neubau steigen Preise auch während Coronapandemie. Verbände fordern 

Ausbau von Sozialwohnungen. Regierung weicht Mieterschutz auf . Von   Simon Zeise 

Aus aktuellem Anlass: Zur jW-Beobachtung durch den Verfassungsschutz. Seite 16
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Attacken
Antichinesische Front, kolonialer 

Anspruch und keine Selbst -

reflexion: Das Treffen der 

G-7-Außenminister in London sollte 

einen Schulterschluss gegen Moskau 

und Beijing zelebrieren. Zur Bilanz. 

Von Jörg Kronauer
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